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Preußiſche Geſetzſammlung 


(Nr. 10924.) Verordnung über die Kommiſſion für deutſche Anſiedlungen in den Provinzen 
Weſtpreußen und Poſen. Vom 29. September 1908. 


N . 8 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc, 


verordnen auf Grund des K 12 des Geſetzes, betreffend die Beförderung deutſcher 
Anſiedlungen in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen, vom 26. April 1886 
(Geſetzſamml. S. 131) und des Artikel I Nr. Ib des Geſetzes über Maßnahmen 
zur Stärkung des Deutſchtums in den Provinzen Weſtpreußen und Poſen vom 
20. März 1908 Geſetzſamml. S. 29), was folgt: 


Sal 
Zuſammenſetzung und Name der Kommiſſion, 

Die zur Ausführung des Geſetzes vom 26. April 1886 nebſt den Ande⸗ 
rungsgeſetzen dazu vom 20. April 1898, vom 1. Juli 1902 und vom 20. März 
1908 berufene Kommiſſion heißt: „Anſiedlungskommiſſion für Weſtpreußen und 
Poſen“ und beſteht aus: 

1. den Oberpräſidenten der Provinzen Weſtpreußen und Poſen, 

2. den von Uns unter Berückſichtigung des Artikel I Nr. 9b des Geſetzes 

vom 20. März 1908 auf je drei Jahre ernannten Mitgliedern. 

Der Vorſitzende und ſein Stellvertreter werden von Uns aus der Zahl 
der Mitglieder ernannt. 5 


9 2. 


Stellung des Vorſitzenden und der Mitglieder der Kommiſſion. 


Auf den Vorſitzenden finden die Vorſchriften im § 87 Nr. 2 des Geſetzes 
vom 21. Juli 1852 (Geſetzſamml. ©. 465) Anwendung. 

Das Amt der nicht im Hauptamt angeſtellten Mitglieder der Kommiſſion 
iſt ein Ehrenamt, für das weder eine Beſoldung noch eine Entſchädigung gewährt 
wird. Für Reiſen erhalten die Mitglieder der Kommiſſion Tagegelder und Seife 
koſten, und zwar die Mitglieder, die unmittelbare Staatsbeamte ſind, nach den 

Geſetzſraammlung 1908. (Nr. 10924.) 46 
Ausgegeben zu Berlin, den 6. Oktober 1908. 
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für dieſe beſtehenden Vorſchriften, die übrigen nach den Vorſchriften des Geſetzes, 


betreffend die Reiſekoſten und Diäten der Mitglieder des Hauſes der . 
vom 24. N 1876 GGeſetzſamml. S. 345). 


8 3. 


Sitz der Kommiſſion. 


Der Sitz der Kommiſſion iſt in der Stadt Poſen. Der Vorſitzende kann 
die Kommiſſion für einzelne Geſchäfte auch an einem anderen Orte verſammeln. 


8 4. 


Geſchäftskreis der Kommiſſion. 


Der Geſchäftskreis der Kommiſſion umfaßt alle Maßnahmen zur Aus⸗ 
führung der im § 1 aufgeführten Geſetze. Soweit als nach der beftehenden, 
Ordnung der Zuſtändigkeit andere Behörden beteiligt ſind, hat ſich die Kommiſſion 
mit ihnen ins Einvernehmen zu ſetzen. In einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen, 
einem Miniſter und der Kommiſſion entſcheidet das Staatsminiſterium. 

Die beteiligten Staats- und Kommunalbehörden haben den Erſuchen der 
Kommiſſion und ihres Vorſitzenden Folge zu leiſten. N 
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Rechte und Pflichten des Vorſitzenden. 


Der Vorſitzende führt die laufenden Geſchäfte, verteilt ſie, bereitet die Be⸗ 
ſchlüſſe der Kommiſſion vor und führt ſie aus. Er vertritt die Kommiſſion nach 
außen und führt den Schriftwechſel. a 

Iſt die Kommiſſion nicht verſammelt, ſo iſt der Vorſitzende in eilbedürftigen 
Fällen befugt, ſelbſtändig zu entſcheiden. Ausgenommen hiervon iſt der Fall 
des Artikel 1 Nr. 10 § 15 des Geſetzes vom 20. März 1908. Von jeder felb- 
ſtändigen Entſcheidung hat der Vorſitzende der . in ihrer nächſten 
Sitzung Mitteilung zu machen. 

Der Vorſitzende iſt befugt, Beſchlüſſe der Kommiſſion zu beanſtanden. 
Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er es der Kommiſſion mitzuteilen 
und die Entſcheidung des Staatsminiſteriums zu beantragen. 


§ 6. 
Hilfsbeamte des Vorſitzenden. 
Der Vorſitzende iſt Vorgeſetzter der ihm zugeordneten höheren, mittleren 


und niederen Beamten mit den im § 19 Abf. 5 und 6 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852 vorgeſehenen Befugniſſen. 
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8 7. 
Verſammlungen der Kommiſſion. 85 
Die Kommiſſion verſammelt ſich entweder an den im voraus beſtimmten 
Tagen oder auf Einladung des Vorſitzenden. 


Sie beſchließt nach Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 


§8. 
Subkommiſſion. 

Für einzelne Geſchäfte kann die Kommiſſion Subkommiſſionen oder 
beſondere Kommiſſarien beſtellen. 5 

Mitglied einer Subkommiſſion oder Kommiſſar kann auch ſein, wer nicht 
Mitglied der Kommiſſion iſt. Der Vorſitzende der Kommiſſion oder ſein Stell⸗ 
vertreter können jederzeit in der Subkommiſſion den Vorſitz führen. Soll die 
Verwaltung oder Beaufſichtigung eines einzelnen Geſchäftszweigs dauernd einer 
Subkommiſſion oder einem Kommiſſar übertragen werden, ſo bedarf es hierzu 


der Genehmigung des Staatsminiſteriums. 


N 
Aufſicht. 3 
Die Geſchäftsführung der Kommiſſion und ihres Vorſitzenden wird vom 
Staatsminiſterium beaufſichtigt und iſt an die leitenden Grundſätze gebunden, 
die das Staatsminiſterium aufſtellt. 
Auf Beſchwerden über Maßnahmen der Kommiſſion und ihres Vorſitzenden 


| entſcheidet das Staatsminiſterium. 


$ 10. 
Etat der Kommiſſion. 
Die Einnahmen und Ausgaben der Kommiſſion ſind für jedes Etatsjahr 
im voraus anzuſchlagen. Der Voranſchlag iſt vom Staatsminiſterium feſtzuſtellen. 
Der feſtgeſtellte Voranſchlag der Ausgaben darf nicht ohne Genehmigung des 
Staatsminiſteriums überſchritten werden. 


K . 
Jahresbericht. 
Die Kommiſſion hat dem Staatsminiſterium alljährlich über ihre, Tätigkeit 
zu berichten. 
§ 12. 
Schlußbeſtimmungen. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Die Verordnung 
vom 21. Juni 1886 (Geſetzſamml. S. 159) iſt aufgehoben. 1 8 


= IS 


Das Staatsminiſterium iſt ermächtigt, zur Ausführung dieſer Verordnung 
die erforderlichen Weiſungen zu erteilen. 
a Der Geſchäftsgang der Kommiſſion wird durch eine vom Staatsminiſterium 
zu erlaſſende Anweiſung geordnet. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 

Gegeben Jagdhaus Rominten, den 29. September 1908. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpig. 
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Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Holle. Sydow. 
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